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1. Vorbemerkung 

Im Bereich der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme Petrisberg ist zur Koordination der 
unterschiedlichen Nutzungsansprüche und zur Schaffung von Planrecht die Änderung des 
Flächennutzungsplans sowie die Erarbeitung von Bebauungsplänen erforderlich. Der Rah-
men für diese Planungen wird durch den vom Stadtrat am 30.04.2002 beschlossenen städ-
tebaulichen Rahmenplan vorgegeben. 

Im folgenden werden der Sachstand der Planbearbeitung und die sich daraus ergebenden 
Rückwirkungen auf die Flächenbilanz und die weitere Zeitplanung dargestellt. 

 

 

2. Erforderlichkeit der Planrechtschaffung 

Im Bereich Petrisberg sollen durch die EGP, die Stadt Trier und die Landesgartenschau un-
ter Beachtung des vorliegenden Zeitplans rasch Baumaßnahmen in den Bereichen Tiefbau, 
Landschaftsbau und Hochbau durchgeführt werden. Im Mittelpunkt bei der Frage nach der 
Zulässigkeit der Vorhaben stehen die bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen. 

Die Status-Quo-Situation wird von der Stadt Trier als Außenbereich gesehen. Außenbe-
reichsflächen sind nach den Bestimmungen des Baugesetzbuchs grundsätzlich von Bebau-
ung freizuhalten (§ 35 Baugesetzbuch). Lediglich im Einzelfall können Vorhaben zugelassen 
werden, wenn öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden (§ 35 Abs. 2 BauGB). Von 
dieser Regelung des § 35 Abs. 2 BauGB wurde bereits Gebrauch gemacht bei der Zulas-
sung des so genannten „Roten U“ (Umnutzung bestehender Gebäude). 

Eine Zulassung von Vorhaben auf der Grundlage von § 35 Abs. 2 BauGB kann nach Ab-
stimmung mit dem Bauaufsichtsamt der Stadt Trier in begrenztem Umfang weiterhin zur An-
wendung kommen bei untergeordneten Maßnahmen (z. B. Erdarbeiten), Umnutzungen und 
temporäre Bauten (Landesgartenschau). Für weitergehende Vorhaben ist demgegenüber 
Planrecht im Sinne der §§ 33 und 30 BauGB anzustreben, wobei überwiegend die Zulassung 
auf der Grundlage von § 33 BauGB zum Tragen kommen wird. 

In § 33 BauGB (Zulassung von Vorhaben während der Planaufstellung) werden 2 Arten von 
Fallgestaltungen unterschieden: 

a) Abs. 1 mit abgeschlossener öffentlicher Auslegung = formelle und materielle Planreife 
ist erreicht; 

b) Abs. 2, wonach lediglich die frühzeitige Bürgerbeteiligung und die Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange abgeschlossen sind = materielle Planreife. 

 

Vereinfacht ausgedrückt, kann eine Zulassung nach § 33 Abs. 2 BauGB lediglich bei einfa-
chen Fallgestaltungen zur Anwendung kommen - insbesondere dann, wenn nachbarliche 
Belange nicht berührt sind. Die Zulassung umfangreicher Vorhaben setzt dem gegenüber in 
der Regel die materielle und formelle Planreife gem. § 33 Abs. 1 BauGB voraus. 
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Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass für die Zulassung von Vorhaben im Bereich Petrisberg 
teilweise naturschutzrechtliche und wasserrechtliche Genehmigungen erforderlich sind. Die 
hierzu notwendigen Abstimmungen mit den Fachbehörden sind erfolgt. 

Die im folgenden dargestellte Programm- und Zeitplanung für die Bauleitplanung berücksich-
tigt die dargestellten Abhängigkeiten.  

 

 

3. Programm Bauleitplanung 

Das Programm für die Aufstellung von Bebauungsplänen orientiert sich an der geplanten 
Reihenfolge für die Durchführung von Baumaßnahmen und der für die einzelnen Realisie-
rungsabschnitte erfolgten inhaltlichen Klärungen. 

Die für die Entwicklung der Bebauungspläne erforderliche 49. Änderung des Flächennut-
zungsplans soll vom Stadtrat abschließend am 2. Juli 2002 beschlossen werden und wird 
dann nach Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde voraussichtlich Ende Au-
gust diesen Jahres rechtswirksam werden. 

Das Programm für die Bebauungsplanung (räumliche Abgrenzung der einzelnen Bebau-
ungsplanabschnitte) ist in der folgenden Abbildung dargestellt. 

 

Abbildung 1: Abgrenzung der Bebauungsplanabschnitte 
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Mit Ausnahme der Pläne BU 20 und BU 21 für den Bereich der Wohngebiete W3 und W4 
(Realisierung erst nach der Landesgartenschau 2004) liegen für alle Planabschnitte mittler-
weile Bebauungs- bzw. Gestaltungsplanentwürfe mit abgeschlossener frühzeitiger Bürgerbe-
teiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB vor. 

 

 

3.1 Bebauungsplan BU 16 „Petrisberg-Ost“ 

Der „Erschließungsbebauungsplan“ BU 16 wird extern durch das Büro BKS (Trier) erarbeitet 
mit den Fachbeiträgen Landespflege/Umweltbericht (BIELEFELD/GILLICH/HECKEL) und 
Schallschutz (FIRU, Kaiserslautern). 

Die inhaltliche Klärung kann als weitgehend abgeschlossen gelten. Änderungen gegenüber 
der Rahmenplanung ergeben sich darin, dass das Gebiet G6 nun als Mischgebiet festgesetzt 
werden soll. Mit der Neubildung des Liegenschaftskatasters hat sich zudem eine geringfügi-
ge Vergrößerung des Plangebietes in Richtung der Wohnsiedlung Burgunderstraße ergeben, 
was sich positiv auf die Flächenbilanz auswirkt, anderseits aber auch den Erwerb der ent-
sprechenden Fläche voraussetzt. 

Die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan BU 16 hat ergeben, dass zur Kon-
fliktbewältigung im Bereich der Straße „Im Aveler Tal“ externe passive Schallschutzmaß-
nahmen erforderlich werden. Diese Maßnahmen werden Gegenstand eines eigenständigen 
(einfachen) Bebauungsplans sein, der unmittelbar nach der Sommerpause ins Verfahren 
gegeben werden soll. 

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans BU 16 „Petrisberg-Ost“ soll mit paralleler 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vom 17.07.2002 bis 23.08.2002 erfolgen. 

Der Bebauungsplanentwurf ist im PKM eingestellt. 

 

 

3.2 Bebauungsplan BU 17 „Krone Belvedere“ 

Der Bebauungsplan BU 17 umfasst den Wissenschaftspark G1, einen Teil des Wohngebie-
tes W1 (Wohnen am Wasser) und das Gebiet W2. Die inhaltliche Klärung für das Gebiet G1 
kann - auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung - mit dem Vorliegen des Gestaltungs-
plans von HEPP/ZENNER als abgeschlossen gelten. Klärungen sind noch notwendig für die 
Teilabschnitte „Wohnen am Wasser“ und die Fläche W2 sowie das im Bereich W1 vorgese-
hene Modellprojekt in Zusammenarbeit mit dem Finanzministerium 

Die Erarbeitung des Rechtsplans erfolgt durch das Stadtplanungsamt Trier mit den Fachbei-
trägen Landespflege/Umweltbericht (BIELEFELD/GILLICH/HECKEL) und Schallschutz (FI-
RU, Kaiserslautern). Im Interesse der Herstellung frühzeitigen Planrechts (§ 33 Abs. 2 
BauGB) soll die Erstellung eines Planvorentwurfs bis Anfang August diesen Jahres abge-
schlossen werden. Auf dieser Grundlage erfolgt dann eine Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange. 
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Die Masterplan des Büros HEPP/ZENNER ist im PKM eingestellt. 

 

 

3.3 Bebauungsplan BU 18 „Belvedere-Süd“ 

Der Bebauungsplan BU 18 umfasst das Wohngebiet W1. Die Planerarbeitung erfolgt durch 
das Stadtplanungsamt mit dem Fachbeitrag Landespflege/Umweltbericht (BIELE-
FELD/GILLICH/HECKEL). Die frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde am 20.03.2002 durchge-
führt.  

Die Priorität für die Erschließung des Gebietes ist gegenüber den Plänen BU 16 und BU 17 
nachgeordnet, so dass die Schaffung der Planreife bis zum Ende des Jahres 2002 als aus-
reichend angesehen wird. Weiterer Klärungsbedarf ergibt sich noch im Zusammenhang mit 
der vorgesehenen Durchführung des Modellprojektes. 

Der Gestaltungsplan zum Bebauungsplan BU 18 ist im PKM eingestellt. 

 

 

3.4 Bebauungsplan BU 19 „Landschaftspark Petrisberg“ 

Schwerpunkt des Bebauungsplans BU 19 ist der Bereich der Daueranlagen der Landesgar-
tenschau 2004. Die Planerarbeitung erfolgt durch das Stadtplanungsamt mit den Fachbeiträ-
gen Landespflege/Umweltbericht (BIELEFELD/GILLICH/HECKEL) und Schallschutz (FIRU, 
Kaiserslautern). 

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans BU 19 soll mit paralleler Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange vom 17.07.2002 bis 23.08.2002 erfolgen. 

Der Entwurf zum Bebauungsplan BU 19 ist im PKM eingestellt. 

 

 

3.5 Bebauungsplan BOL 24 „Brettenbachtal“ 

Der Bebauungsplan BOL 24 umfasst die externen Ausgleichsmaßnahmen für die Durchfüh-
rung der anderen Pläne. Die Planerarbeitung erfolgt durch das Stadtplanungsamt. 

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans BOL 24 soll mit paralleler Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange vom 17.07.2002 bis 23.08.2002 erfolgen. 

Der Entwurf zum Bebauungsplan BOL 24 ist im PKM eingestellt. 

 

 

4. Flächenbilanz 

Durch den Fortgang der Planung mit einer Konkretisierung der Planinhalte in allen Teilgebie-
ten ergibt sich eine gegenüber der städtebaulichen Rahmenplanung geänderte Flächenbi-
lanz. Grundlagen der Bilanz sind die aktuellem Entwürfe in der Aufstellung befindlichen Be-



 SEM Petrisberg - Sachstandsbericht städtebauliche Planung Stand 6/2002 

    5

bauungspläne BU 16, BU 17, BU 18 und BU 19 und Testentwürfe zu den Plänen BU 20 bzw. 
21. Die Plangrundlage und die tabellarische Bilanz sind in der Anlage dargestellt. 

Die bisherige und die aktualisierte Flächenbilanz sind - für künftigen Baugebiete - in der fol-
genden Tabelle gegenübergestellt.  

 

 

Teilfläche 
Nettobauland Flä-

chenbilanz Drees & 
Sommer 

Nettobauland Stadtpla-
nungsamt Status 6-2002 

W1 70.125 69.940 
W2 8.500 5.053 
W3i 36.635 35.008 
W4i 30.430 35.545 
G1 79.305 77.233 
G2 24.565 33.887 
G3 13.005 10.195 
G4i 7.650 8.585 
G5 10.200 10.791 
G6 12.240 14.353 
SO / Kasino 6.300 6.187 
Zwischensumme 298.955 306.777 
    
    
W3a 1.190 1.156 
W4a 5.270 8092 
G4a 8.160 10.379 
Zwischensumme 13.430 19.627 
    
    
Gesamtsumme 312.385 326.404 

 

 

Gegenüber der zuletzt auf der Grundlage der städtebaulichen Rahmenplanung erstellten 
Flächenbilanz ergeben sich danach geringfügige Verschiebungen beim Netto-Wohnbauland 
(+ 2.600 m2) und wesentliche Verbesserungen bei den Gewerbegebieten (+ 10.300 m2). Ur-
sächlich hierfür sind die in der ursprünglichen Bilanz angesetzten Sicherheiten für die innere 
Erschließung der Baugebiete (pauschal -15 %) und die insgesamt sparsame Erschließungs-
konzeption im Rahmen der Bebauungsplanung. 

 

Ergänzend sind folgende Punkte anzumerken: 

- Der Entwurf der 49. Flächennutzungsplanänderung wurde aktuell unter Berücksichtigung 
der Stellungnahme der Forstverwaltung geändert. Hierdurch wird sich gegenüber der 
Rahmenplanung und dem vorliegenden Testentwurf eine andere Abgrenzung mit Kon-
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zentration des Wohngebietes auf das ehemalige STALAG-Gelände ergeben. Hiermit ist 
für die EGP ein verringerter Bedarf für den Erwerb externer Flächen verbunden - ande-
rerseits können hierdurch auch Nachzahlungsverpflichtungen gegenüber der Bundes-
vermögensverwaltung auftreten1. 

- Wie unter 3.1 dargestellt, ist im Bereich G6 (aktuell Mischgebiet) der Erwerb der durch 
die Neubildung des  Liegenschaftskatasters zusätzlich zur Verfügung stehenden Fläche 
erforderlich. 

- Das Gebiet G5 wird sich nach Abstimmung mit der Universität noch geringfügig reduzie-
ren. 

 

 

5. Weitere Planungsschritte - Zeitplan 

Der aktualisierte Zeitplan für die Flächennutzungs- und Bebauungsplanung ist in der Abbil-
dung auf der nächsten Seite dargestellt. Das Arbeitsprogramm berücksichtigt die oben ange-
führten Abhängigkeiten für die Baurechtschaffung und stellt - vorbehaltlich nicht vorherseh-
barer Ereignisse - die erforderliche Planreife zum Beginn der Baumaßnahmen sicher. 

Noch nicht aufgenommen ist der Bebauungsplan BU 18 für das Wohngebiet W1. Wie oben 
dargestellt, wird hierfür die Schaffung der Planreife bis zum Ende diesen Jahres als ausrei-
chend angesehen. 

 

 

 

 

                                                
1 Nach dem Vertrag zwischen Stadt und Bund wird von einem Flächenverhältnis im Bereich des ehe-
maligen STALAG-Geländes von ca. 50 % Grünfläche und 50 % Wohngebiet ausgegangen; unter Be-
rücksichtigung der oben dargestellten Verschiebung ergibt sich ein Verhältnis von ca. 40 % Grünflä-
che und 60 % Wohngebiet. 
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Abbildung 2: Arbeitsprogramm Bauleitplanung, Stand 6-2002 
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Anlage 1: Grafik Flächenbilanz, Stand 6-2002 
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Anlage 2: Tabelle Flächenbilanz, Stand 6-2002 

 

 

 


